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ERWARTUNGEN AN EINE 
FEMINISTISCHE ENTWICKLUNGSPOLITIK

Die Bundesregierung hat im Herbst 2021 im Koaliti-

onsvertrag eine feministische Außenpolitik ange-

kündigt. Infolgedessen erklärte das Bundesministe-

rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-

wicklung (BMZ) eine feministische Entwicklungspoli-

tik zu einer von vier politischen Prioritäten und zu 

einem Initiativthema.  

Die weltweit vorherrschenden Geschlechterverhält-

nisse sind das Ergebnis historisch gewachsener un-

gleicher Machtverteilung. Dabei handelt es sich um 

fest verankerte Wertehierarchien, die Männer und 

Jungen privilegieren. Sie basieren auf zentralen Me-

chanismen, wie Sexismus, Homophobie, Rassismus, 

Ableismus und Klassismus, die zu Ausgrenzungen 

und Diskriminierung führen. Die ungleichen Ge-

schlechterverhältnisse und auch das eurozentristi-

sche Weltbild als Erbe des Kolonialismus bestimmen 

die Machtverhältnisse zwischen Staaten und gesell-

schaftlichen und politischen Akteur_innen. Der Ko-

lonialismus hat damit strukturelle Auswirkungen auf 

die aktuelle Entwicklungspolitik. Feministische Ent-

wicklungspolitik kann dazu beitragen, patriarchale, 

koloniale und rassistische Machtstrukturen zu über-

winden. 

⎯⎯⎯⎯                                                                                  ⎯⎯⎯⎯ 
1 Auf der ↘ Webseite des BMZ werden die drei R be-

schrieben. 

Für die Bundesministerin für wirtschaftliche Zusam-

menarbeit und Entwicklung, Svenja Schulze, muss 

eine wirksame Entwicklungspolitik feministisch sein. 

Sie soll sich an den drei „R“, Rechte, Ressourcen 

und Repräsentanz, orientieren.1 Für das BMZ be-

deutet das erstens die Förderung der Rechte von 

Frauen und marginalisierten Gruppen wie LSBTI-

Personen, Menschen mit Behinderungen, Kindern 

und Jugendlichen, älteren Menschen, Geflüchteten, 

Schwarzen, People of Color und Indigenen. Zwei-

tens brauche es mehr Ressourcen für die Förderung 

der Gleichberechtigung und einen diskriminierungs-

freien Zugang zu diesen Ressourcen. Drittens sei 

verstärktes Engagement für die gleichberechtigte 

Teilhabe und Entscheidungsmacht von Mädchen 

und Frauen in all ihrer Diversität sowie von margi-

nalisierten Gruppen notwendig.  

Wir begrüßen den Plan der Ampel-Regierung, diese 

Politik in einem umfassenden finanziell hinterlegten 

Gender-Aktionsplan (GAP) unter Einbeziehung der 

Zivilgesellschaft festzuschreiben. Für die Konkreti-

sierung einer feministischen Entwicklungspolitik for-

mulieren wir im Folgenden unsere Vorschläge. 

Aus unserer Sicht muss das Ziel einer feministischen 

Entwicklungspolitik die gleiche politische, wirt-

schaftliche und soziale Teilhabe aller Menschen, un-

abhängig von beispielsweise Geschlecht, ge-

schlechtlicher Identität und sexueller Orientierung, 

ethnischer Zuschreibung und Herkunft, Religion, Na-

tionalität, Alter, Behinderungen oder Aufenthalts-

status sein. Da Frauen 50 Prozent der Weltbevölke-

rung ausmachen, legen wir besonderen Wert auf 

https://www.bmz.de/de/entwicklungspolitik/feministische-entwicklungspolitik
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die Gleichstellung der Geschlechter, auch mit der 

Perspektive der Überschneidung von unterschiedli-

chen Diskriminierungsmerkmalen. Feministische 

Entwicklungspolitik bedeutet aber auch, dass be-

sonders benachteiligte Menschen ihre durch UN-

Konventionen verbrieften Menschenrechte und 

selbstbestimmten Lebensentwürfe umsetzen kön-

nen müssen. Eine feministische Entwicklungspolitik 

erfordert weiterhin die selbstreflektive Auseinan-

dersetzung mit den eigenen Privilegien und der aus 

der Geschichte des Kolonialismus und Kapitalismus 

gewachsenen finanziellen sowie politischen Deu-

tungs- und Entscheidungsmacht des globalen Nor-

dens.  

Angesichts der wachsenden Anti-Gender-Bewegun-

gen und zunehmender Konflikte und Kriege welt-

weit wächst die Gefahr, dass stereotype und toxi-

sche Maskulinität2 gestärkt und feministische Dis-

kurse als unbedeutend abgewertet und ins Abseits 

gedrängt werden. Ziel von feministischer Außen- 

und Entwicklungspolitik muss es sein, Diskriminie-

rung, Konflikte, Kriege und Gewalt innerhalb und 

zwischen Gesellschaften zu überwinden und in den 

Frieden zu investieren.  

Überwindung geschlechtsspezifischer 
und struktureller Gewalt als Ziel von 
Entwicklungspolitik formulieren 

Es reicht nicht, Frauen und Mädchen in all ihrer 

Diversität und marginalisierte Gruppen lediglich in-

nerhalb der bestehenden wirtschaftlichen und ge-

sellschaftlichen Strukturen stärken zu wollen. Ge-

schlechtsspezifische und strukturelle Diskriminie-

rung in Form ungleicher Machtstrukturen müssen 

zum Ausgangspunkt und ihre Überwindung zum Ziel 

von Politik gemacht werden. Feministische Entwick-

lungspolitik muss transformativ, intersektional, 

postkolonial und menschenrechtsbasiert sein. Diese 

⎯⎯⎯⎯                                                                                  ⎯⎯⎯⎯ 
2 Der englische Begriff „toxic masculinity“ weist auf tra-

dierte Männlichkeitsvorstellungen und destruktive 

Merkmale müssen als Standards in sämtlichen Pro-

zessen des BMZ gesetzt werden und sich unter an-

derem in der Projektförderung und im Politikdialog 

widerspiegeln. 

Um das zu erreichen, fordert VENRO das Bundesmi-

nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Entwicklung auf,  

• transformative Ansätze konsequent anzuwen-

den. Das bedeutet, sich kritisch mit diskriminie-

renden gesellschaftlichen Normen und Ge-

schlechterrollen auseinanderzusetzen, um eine 

Überwindung bestehender geschlechtsspezifi-

scher und struktureller Ungleichheit zu bewir-

ken. Transformative Ansätze müssen dabei auf 

allen Ebenen wirken: zur Stärkung individueller 

Handlungsräume, zur Veränderung von Bezie-

hungen zwischen Menschen und zum Abbau 

diskriminierender Strukturen und Normen.  

• intersektionale Analysen durchzuführen, mit de-

ren Hilfe die mehrfachen Diskriminierungen von 

Frauen und Mädchen in all ihrer Diversität und 

marginalisierten Menschen sichtbar gemacht, 

anerkannt und durch intersektionale Ansätze 

überwunden werden können.  

• eurozentrische und koloniale Muster und 

Machtverhältnisse in Entwicklungspolitik und  

-zusammenarbeit, auch mit Blick auf die deut-

sche koloniale Vergangenheit und die begange-

nen Verbrechen, kritisch zu reflektieren und im 

Sinne einer feministischen Politik zu adressie-

ren.  

Denk- und Verhaltensweisen von Männern hin. Toxi-
sche Maskulinität ist auf geschlechterspezifische Soziali-
sation zurückzuführen. 

http://www.venro.org/
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• den menschenrechtsbasierten Ansatz und die 

Agenda 2030 mit dem Leitprinzip „Leave no one 

behind“ konsequent anzuwenden, diskrimi-

nierte und marginalisierte Gruppen als Rechte-

inhaber_innen in den Mittelpunkt zu stellen 

und zu stärken und die Träger_innen von 

Rechtspflichten, wie beispielsweise staatliche 

Institutionen, in die Verantwortung zu nehmen.  

• den bereits bestehenden dreigleisigen Ansatz 

aus Gender-Mainstreaming, fokussierten Pro-

jekten und Programmen zur Gleichstellung der 

Geschlechter und marginalisierten Gruppen so-

wie hochrangigen politischen Dialog über Ge-

schlechtergerechtigkeit mit den Partnerländern 

konsequent umzusetzen und im Sinne der hier 

geforderten Standards weiterzuentwickeln. 

Feministische Entwicklungspolitik 
braucht angemessene Finanzierung und 
Teilhabe  

Im Jahr 2020 flossen nur rund 45 Prozent der sekt-

oral aufteilbaren bilateralen Entwicklungszusam-

menarbeit (Official Development Assistance, ODA) 

in Projekte und Programme, die Geschlechterge-

rechtigkeit als Neben- oder Hauptziel verfolgten.3 

Insbesondere der Anteil der Projekte, die primär 

Geschlechtergerechtigkeit zum Ziel haben, ist mit 

zwei Prozent der sektoral aufteilbaren ODA jedoch 

weiterhin verschwindend gering. Das ist nicht aus-

reichend, wenn Entwicklungspolitik feministisch ge-

staltet werden soll. Es braucht eine langfristige, fle-

xible und nachhaltige Finanzierung zur Stärkung von 

Frauenrechtsorganisationen und zur Durchsetzung 

feministischer Anliegen und Forderungen, insbeson-

dere in fragilen und von Konflikten betroffenen 

Staaten. Auch muss die substanzielle Teilhabe von 

Frauen in all ihrer Diversität und marginalisierten 

Gruppen auf allen Ebenen und in allen Sektoren mit 

⎯⎯⎯⎯                                                                                  ⎯⎯⎯⎯ 
3 Siehe OECD (2022): ↘ Aid activities targeting gender 

equality and womens empowerment (abgerufen 
30.05.2022) 

gezielten Aktivitäten gefördert werden. Marginali-

sierte Gruppen und ihre Perspektiven müssen ins 

Zentrum gerückt werden. Die Erfahrung, Expertise 

und Erkenntnisse von Betroffenen und Selbstvertre-

tungsorganisationen muss anerkannt und einbezo-

gen werden. 

Besonders wichtige Themenfelder für eine feminis-

tische Entwicklungspolitik sind aus unserer Sicht se-

xualisierte und geschlechtsspezifische Gewalt, Haus- 

und Sorgearbeit, Gesundheit, sexuelle und repro-

duktive Gesundheit und Rechte (SRGR), Frieden und 

Konfliktprävention, ländliche Entwicklung, wirt-

schaftliche und politische Teilhabe und Rechte, Kli-

magerechtigkeit, Bildung sowie Rechte und Teilhabe 

von marginalisierten Gruppen.  

VENRO fordert das Bundesministerium für wirt-

schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung auf,  

• dass mindestens 85 Prozent aller Mittel für Pro-

jekte und Programme aufgewendet werden, die 

Geschlechtergerechtigkeit als Haupt- oder Ne-

benziel verfolgen, analog zum EU-Aktionsplan 

für die Gleichstellung.4 Mittelfristig sollten 20 

Prozent aller Mittel in Projekte mit Geschlech-

tergerechtigkeit als Hauptziel fließen.  

• ein Gender-Budgeting für das eigene Haus anzu-

wenden und im Ressortkreis andere Ministerien 

zu animieren, ihre Haushalte geschlechterge-

recht aufzustellen. Als ersten Schritt sollten für 

die Einzelpläne 05 und 23 Zielgrößen für die 

Förderung und das Mainstreaming von Ge-

schlechtergerechtigkeit festgelegt werden und 

diese transparent kommuniziert werden. 

• feministische und intersektional arbeitende Zi-

vilgesellschaft im globalen Süden zu stärken und 

zu hören. Dazu gehört eine bedarfsorientiere, 

4 Siehe Säule 1 in EU-Kommission (2020): ↘ EU-Aktions-
plan für die Gleichstellung (2021–2025) 

http://www.venro.org/
https://stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=DV_DCD_GENDER
https://stats.oecd.org/Index.aspx?DataSetCode=DV_DCD_GENDER
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/de/ip_20_2184/IP_20_2184_DE.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/document/print/de/ip_20_2184/IP_20_2184_DE.pdf
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flexible und langfristige Finanzierung und die Si-

cherstellung der substanziellen Teilhabe und 

Mitgestaltung betroffener Personen und Orga-

nisationen an Entscheidungs- und Umsetzungs-

prozessen, die sie betreffen, sowie an internati-

onalen Verhandlungen, an denen sich das BMZ 

beteiligt. So erhält die feministische und inter-

sektional arbeitende Zivilgesellschaft gesell-

schaftlich stärkeren Einfluss und hat mehr 

Handlungsräume, patriarchale Strukturen zu 

überwinden. 

• die auf Seite 3 genannten Themenfelder stärker 

als zuvor in den Fokus zu rücken. In diesen Be-

reichen sollten deutlich mehr GG2-Vorhaben 

umgesetzt werden. Ebenso müssen transforma-

tive Ansätze zur Überwindung struktureller Un-

gleichheit in GG1-Projekten aller Sektoren kon-

sequent angewendet werden und in allen Berei-

chen gezielte Maßnahmen zur Stärkung der 

Rechte von Frauen und Mädchen in all ihrer 

Diversität und marginalisierten Gruppen veran-

kert werden. Eine gezielte Förderung und ein 

Mainstreaming der Inklusion von Menschen mit 

Behinderungen sollten mit einer entsprechen-

den Kennung, angelehnt an den Vorschlag der 

OECD, auch im BMZ angeschoben werden.5   

• das Monitoring der Vorhaben mit dem Ziel der 

Gleichberechtigung aller Geschlechter zu ver-

bessern, insbesondere in Bezug auf die Steige-

rung der Wirksamkeit und Qualität von Gender- 

Mainstreaming-Ansätzen und transformativen 

Ansätzen, sowie der Rechenschaftspflicht ge-

genüber Betroffenen und der Zivilgesellschaft in 

den jeweiligen Partnerländern nachzukommen.  

⎯⎯⎯⎯                                                                                  ⎯⎯⎯⎯ 
5 OECD (2018): ↘ Proposal to Introduce a Policy Marker 

in the CRS to track Development Finance that Promotes 

Feministische Außenpolitik und 
feministische Entwicklungspolitik gut 
abstimmen 

Feministische Entwicklungs- und Außenpolitik ver-

folgen die gleichen Ziele. Die Erarbeitung der Strate-

gien und Aktionspläne sollten deshalb auf Grund-

lage gemeinsamer Definitionen und in enger Ab-

stimmung erfolgen. Die im Koalitionsvertrag ge-

nannten drei „R“ (Rechte, Ressourcen, Repräsen-

tanz) bieten eine erste Orientierung dafür.   

VENRO fordert vom Auswärtigen Amt und dem 

Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammen-

arbeit und Entwicklung,  

• sich für eine höhere Repräsentanz von feminis-

tischer und intersektional orientierter Zivilge-

sellschaft in internationalen Gremien und Initia-

tiven einzusetzen. Die Instrumente und Ak-

teur_innen des Auswärtigen Amts bzw. der fe-

ministischen Außenpolitik (Agenda „Frauen, 

Frieden, Sicherheit“ umsetzen, Unterstützung 

von Zivilgesellschaft und Menschenrechtsvertei-

diger_innen durch die Botschaften) und des 

BMZ (hochrangiger Politikdialog, Mitsprache-

recht in multilateralen Organisationen/Initiati-

ven, WZ-Referent_innen) sollten sich ergänzen 

und verstärken.   

• transformative und intersektionale Ansätze für 

die Projekte, die von beiden Ministerien im Rah-

men des Humanitarian-Development-Peace Ne-

xus umgesetzt werden, unter Einbeziehung der 

Zivilgesellschaft zu entwickeln, deren kohärente 

Umsetzung zu fördern und ihre Wirksamkeit 

und Herausforderungen transparent zu evaluie-

ren. 

• bei der Entwicklung von Strategien der feminis-

tischen Außen- und Entwicklungspolitik auf die 

the Inclusion and Empowerment of Persons with Disa-
bilities.  

http://www.venro.org/
https://www.oecd.org/officialdocuments/publicdisplaydocumentpdf/?cote=DCD/DAC/StAt(2018)39/REV1&docLanguage=En
https://www.oecd.org/officialdocuments/publicdisplaydocumentpdf/?cote=DCD/DAC/StAt(2018)39/REV1&docLanguage=En
https://www.oecd.org/officialdocuments/publicdisplaydocumentpdf/?cote=DCD/DAC/StAt(2018)39/REV1&docLanguage=En
https://www.oecd.org/officialdocuments/publicdisplaydocumentpdf/?cote=DCD/DAC/StAt(2018)39/REV1&docLanguage=En
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bereits existierenden Strategien, Konzepte und 

Evaluierungen des Deutschen Evaluierungsinsti-

tut der Entwicklungszusammenarbeit aufzu-

bauen und Aktionspläne sowie Strategien unter 

Einbeziehung der Zivilgesellschaft weiterzuent-

wickeln und konsequent umzusetzen.6  

• einen regelmäßigen und transparenten Aus-

tausch über Good Practices und Lessons 

Learned zwischen allen Häusern, die sich zu ei-

ner feministischen Politik bekannt haben, zu or-

ganisieren. 

 

⎯⎯⎯⎯                                                                                  ⎯⎯⎯⎯ 
 6 Relevant sind beispielsweise:  

• BMZ (2011): Menschenrechte in der deutschen Ent-
wicklungspolitik und die derzeit laufende Evaluierung 
des Menschenrechtskonzeptes durch das DEval. 

• BMZ (2019): Inklusionsstrategie und die Evaluierung 
des Aktionsplans zur Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen durch das DEval (2017). 

• AA und BMZ (2021): LSBTI Inklusionskonzept. 

• Interministerielle Arbeitsgruppe zur Agenda Frauen, 
Frieden und Sicherheit (2021): Aktionsplan der Bundes-
regierung zur Agenda Frauen, Frieden und Sicherheit 
2021 – 2024. 

• Ergebnisse der Review des Agents of Change zur Um-
setzung von Kinder- und Jugendrechten in der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit (derzeit in Erstel-
lung). 
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